
 

Wintersession 2025 

Sessionsrückblick - 1. Woche 

 

 

Zwei neue Nationalräte vereidigt 

Therese Schläpfer (SVP/ZH) und Rudi Berli (Grüne/GE) werden im Nationalrat vereidigt. Sie übernehmen 

das Amt des verstorbenen Alfred Heer sowie des in den Genfer Staatsrat gewählten Nicolas Walder. 

 

 
 

 

SVP-Nationalrat Pierre-André Page (FR) wird Nationalratspräsident 

Wie jedes Jahr wird am ersten Tag der Wintersession das Nationalratspräsidium neu gewählt. Formell 

höchster Schweizer wird der Freiburger SVP-Nationalrat Pierre-André Page. Er übernimmt 

turnusgemäss den Vorsitz in der grossen Kammer von Maja Riniker (FDP/AG). Page führt die grosse 

Kammer unter dem Motto «lasst uns die 

Zukunft kultivieren». Denn als Landwirt 

wisse er nur zu gut, dass man ernte, was 

man gesät habe, sagte er in seiner 

Präsidialrede. Die Zukunft zu kultivieren, 

bedeutet für Page auch, eine geeinte 

Schweiz in ihrer Diversität zu bewahren. 

 

Der neue Nationalratspräsident Pierre-

André Page startete schon 1991 seine 

politische Karriere, im Gemeinderat 

seines Heimatdorfs Châtonnaye. Er 

musste in seiner Karriere jedoch auch 

einige Rückschläge hinnehmen. So 

scheiterte er dreimal an der 

Nationalratskandidatur, ehe er 2015 in die grosse Kammer gewählt wurde. Zum Umschwung haben ihm 

sein langer Atem und seine Verwurzelung im Kanton verholfen. Dass er nun zum höchsten Schweizer 

Bürger gewählt wird, ist für Page eine Genugtuung – nicht wegen seines eigenen Egos, wie er betont. 

 



 

 

 

 

 

 

 

Aber er wolle das Amt nutzen, um ein Vorbild für andere zu sein: «Ich will zeigen, dass jeder etwas 

erreichen kann. Dass jeder sich in den Dienst der Gesellschaft stellen und den Menschen helfen kann.» 

 

 

Auch die Vizepräsidentinnen stehen fest 

Als 1. Vizepräsidentin des Nationalrats rutscht die bisherige 2. Vizepräsidentin Katja Christ (GLP/BS) 

nach, gewählt mit 140 von 172 gültigen Stimmen. 

 

Als 2. Vizepräsidentin hat die SP die 33-jährige Solothurner Nationalrätin Farah Rumy nominiert. Rumy 

erhält 125 von 174 gültigen Stimmen. Mit Rumy dürfte in den Jahren 2027/2028 erstmals eine 

Nationalrätin mit Migrationshintergrund «höchste Schweizerin» werden, sofern sie von der grossen 

Kammer in zwei Jahren offiziell gewählt wird. 

 

 

Der Nationalrat stimmt für die Änderungen im Kriegsmaterialgesetz 

Der Nationalrat hat nach intensiver Debatte den Lockerungen im Kriegsmaterialgesetz zugestimmt (120 

Ja, 63 Nein, 12 Enthaltungen). Künftig sollen Exporte in 25 westliche Länder auch dann möglich sein, 

wenn diese in Konflikte verwickelt sind, und die Weitergabe von in der Schweiz gekauftem 

Kriegsmaterial soll unter bestimmten Bedingungen erlaubt werden. Direkte Lieferungen an die Ukraine 

bleiben jedoch weiterhin ausgeschlossen. 

 

Bürgerliche Parteien (SVP, FDP, Mitte) unterstützen die Änderungen zugunsten der Rüstungsindustrie 

und der Verteidigungsfähigkeit der Schweiz. SP und Grüne kritisieren die Vorlage als einseitig 

industriefreundlich („Lex Rüstungsindustrie“) und kündigen an, bei Annahme ein Referendum zu 

ergreifen, sodass voraussichtlich das Volk darüber abstimmen müsste. Das Geschäft geht nun an den 

Ständerat. 

 

 

«Lex China»: Räte einigen sich beim Investitionsprüfgesetz 

Wenn sich ausländische Staaten an Schweizer Unternehmen beteiligen wollen, die in einem kritischen 

Bereich tätig sind, soll künftig zuerst eine staatliche Kontrolle stattfinden. Das soll das 

Investitionsprüfgesetz regeln. Nun haben sich National- und Ständerat bei der sogenannten «Lex China» 

geeinigt. Der Nationalrat ist dem Ständerat gefolgt, welcher sich für eine Limitierung des Gesetzes 

aussprach. Ursprünglich wollte der Nationalrat die Regelung auch auf private Investoren ausweiten. Der 

Ständerat beschränkte sich auf staatliche Investoren. «Wenn der Geltungsbereich auf Private erweitert 

würde, wären viele zusätzliche Prüfungen nötig. Das würde dem Wirtschaftsstandort Schweiz schaden», 

warnte auch Bundesrat Guy Parmelin. Das Geschäft ist bereit für die Schlussabstimmung am Ende der 

dreiwöchigen Session. 

 

 

Rücktritt nach 10 Jahren im nationalen Parlament 

In dieser Session gab es für mich einen ganz besonderen, aber auch sehr schweren Moment: Ich habe 

meinen Rücktritt aus dem Nationalrat eingereicht. Zehn Jahre lang durfte ich Appenzell Ausserrhoden 

in Bern vertreten – mit Herzblut, Respekt und tiefer Demut. Diese Jahre haben mich geprägt, bereichert 

und inspiriert. Ich durfte viel lernen, viele Menschen kennenlernen und aktiv mitgestalten – 

Erfahrungen, die ich nie vergessen werde. 

 



 

 

 

 

 

 

 

Der Entscheid ist mir alles andere als leichtgefallen. Doch ich bin überzeugt: Wenn man seinen Aufgaben 

in Politik und Beruf nicht mehr mit der nötigen Präsenz und Verlässlichkeit gerecht werden kann, dann 

ist es ehrlich und richtig, Platz zu machen. Mein von Herzen kommendes Dankeschön gilt der 

Bevölkerung von Appenzell Ausserrhoden. Die Unterstützung, das Vertrauen und die vielen 

Rückmeldungen über all die Jahre haben mich getragen und motiviert – ohne all das wäre diese Zeit im 

Nationalrat nicht möglich gewesen. 

 

Ein besonderer Dank gilt auch Gott, der mir in diesen Jahren Kraft, Zuversicht und Orientierung 

geschenkt hat – gerade in schwierigen Momenten. Ich blicke zurück mit grosser Dankbarkeit. Appenzell 

Ausserrhoden und unserer Schweiz bleibe ich weiterhin eng verbunden – mit Respekt und Dank für alles 

Vertrauen, das ich erfahren durfte. 

 

Nachfolgend die Berichterstattung auf 20min.ch (einfach auf das Bild klicken): 

 

https://www.20min.ch/story/ruecktritt-sehr-schwerer-tag-svp-nationalrat-david-zuberbuehler-tritt-ab-103462059


 

 

 

 

 

 

 

Alle Autoverladestationen können günstigere Kredite erhalten 

Sämtliche vier Schweizer Autoverladestationen sollen dank Bundesbürgschaften günstige Kredite für 

Erneuerungsprojekte bekommen, und nicht nur die defizitären. Der Nationalrat hat sich damit einem 

Vorschlag vom Ständerat angeschlossen. Noch im September wollte der Nationalrat nur diejenigen 

Stationen, die nicht kostendeckend wirtschaften, von der Neuerung profitieren lassen. Die Kommission 

argumentiert nun, ohne Bundesbürgschaften für Erneuerungsprojekte müssten die Autoverlad-

Betreiber allenfalls die Tarife erhöhen. Das würde für nachteilige Rückverlagerungseffekte auf die 

Strasse sorgen. Im regionalen Personenverkehr bürge der Bund bereits für Kredite. Dieses System könne 

man auf den Autoverlad ausweiten. Damit ist die Vorlage bereit für die Schlussabstimmungen am Ende 

der Wintersession. 

 

 

Nationalrat will bei regionalem Personenverkehr sparen 

Der Nationalrat unterstützt die Sparpläne des Bundesrats beim regionalen Personenverkehr. Er hat sich 

für einen Bundesbeitrag von 3.364 Milliarden Franken zur Abgeltung der ungedeckten Kosten 

ausgesprochen – 160 Millionen Franken weniger als der Ständerat. Die Kommissionsmehrheit hat zuvor 

empfohlen, dem Ständerat zu folgen und das Budget 160 Millionen Franken höher anzusetzen. «Wenn 

wir den Kredit nicht erhöhen, kommt es zum Abbau, es drohen Angebotskürzungen», mahnt Martin 

Candinas (Mitte/GR). Bundesrat Albert Rösti argumentiert, dass der Bundesrat das Budget bereits 

erhöht habe. Eine zusätzliche Erhöhung sei nicht im Einklang mit dem Entlastungspaket. Die Mehrheit 

der Finanzkommission sowie eine Minderheit empfahlen, dem Antrag des Bundesrates Folge zu leisten. 

Da sich Stände- und Nationalrat noch nicht einig geworden sind, geht das Geschäft zurück in den 

Ständerat. 

 

 

Wolfabschüsse auch während Schutzzeit und im Jagdbanngebiet 

Der Abschuss von «Problemwölfen» soll das ganze Jahr über, auch während der Schutzzeit, möglich sein 

– einschliesslich solcher, die einem Rudel angehören oder sich im Streifgebiet eines Rudels aufhalten. 

Zudem sollen Wolfsabschüsse auch in Jagdbanngebieten – also in Arealen, wo die Jagd verboten ist – 

erlaubt werden. Mit «Problemwölfen» gemeint sind solche, die Schäden verursachen und für die eine 

Abschussbewilligung vorliegt. Die Mehrheit der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des 

Nationalrats war für beide Vorstösse. Sie argumentiert, die Erfahrungen im Umgang mit dem Wolf 

würden zeigen, dass die Regulierung trotz revidiertem Jagdgesetz noch ungenügend sei. «Wolfsangriffe 

sind längst nicht mehr auf bestimmte Orte und höhere Lagen beschränkt», so Monika Rüegger 

(SVP/OW). Gleichzeitig wachse die Wolfspopulation weiter. Die Minderheit sowie der Bundesrat 

empfahlen die Ablehnung. «Wir haben bereits ein breites Instrumentarium», argumentiert Bundesrat 

Albert Rösti, der im Rat die Meinung des Gesamtbundesrates vertreten hat. Zuerst brauche es einen 

Bericht zur Umsetzung des revidierten Jagdgesetzes, bevor man über weitere Massnahmen entscheide. 

 

 

Nationalrat will Bundesratsrücktritte strenger regeln 

Rücktritte aus dem Bundesrat sollen nach dem Willen des Nationalrats in der Regel nur noch am Ende 

der Legislaturperiode möglich sein. Ausnahmen will die grosse Kammer nur zulassen, wenn 

ausserordentliche Gründe vorliegen. Mit 98 zu 90 Stimmen bei einer Enthaltung spricht sich der 

Nationalrat für eine parlamentarische Initiative des Zuger Mitte-Nationalrats Gerhard Pfister aus. Sein 

Vorstoss hatte schon in der zuständigen Kommission eine Mehrheit gefunden. 

 



 

 

 

 

 

 

 

Pfister begründet seine Forderung damit, dass die Zauberformel den Wählerwillen heute weniger gut 

abbilde als bei ihrer Einführung im Jahr 1959. Wenn jeweils nach den Wahlen mehrere Bundesratssitze 

neu besetzt würden, könne man dem Wählerwillen besser Rechnung tragen. Bei Bundesratsrücktritten 

während der Legislatur habe immer eine Mehrheit der Bundesversammlung ein machtpolitisches 

Interesse daran, nichts an der Verteilung der Bundesratssitze zu ändern, so der frühere Präsident der 

Mitte-Partei. Eine Mehrheit der Staatspolitischen Kommission des Ständerats hält dagegen, dass eine 

einschränkende Regelung für Rücktritte nicht das geeignete Mittel sei, um eine bessere parteipolitische 

Repräsentanz der Landesregierung zu erreichen. Die ständerätliche Kommission muss sich nun 

nochmals mit der Sache befassen. 

 

 

Nationalrat: Erster Teil der Budgetberatung 2026 beendet 

In der Detailberatung des Budgets 2026 arbeitete sich der Nationalrat durch etliche 

Minderheitsanträge. In den Abstimmungen zum ersten Teil folgte der Rat mehrheitlich der 

Kommissionsmehrheit. In den meisten Fällen blieb diese auf Kurs des Bundesrats. Es gibt jedoch auch 

einige Kürzungsentscheide zu Budgetposten der Bundesverwaltung. Neben den Kürzungen bei den 

Lohnmassnahmen setzte die Mehrheit des Nationalrats das Budget auch bei der Bundeskanzlei und dem 

Datenschutzbeauftragten tiefer an. Auch das EDA müsse gemäss Nationalrat Federn lassen (er schlägt 

knapp 11 Millionen Franken weniger fürs EDA-Budget vor). Bereits beschlossen ist eine Reduktion um 

6.25 Millionen Franken bei der Öffentlichkeitsarbeit. Der Nationalrat folgte hier dem Ständerat. Die 

Debatte zum Budget wird am Montag fortgeführt. Dann ist Open End angesagt. 

 

 

Bern, im Dezember 2025 

David Zuberbühler 


